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Urteil gegen Ungarn:
Die böse Moral der
europäischen Richter
Der EuGH sieht durch das ungarische LGBTQ-Gesetz nicht nur Grundrechte verletzt,
sondern gleich Grundwerte der EU – als gälte es, Ungarn symbolisch auszuschließen. Das
ist illiberal im Zeichen des Liberalismus.

 
28.04.2026 um 05:58 von

Alexander Somek

Nathaniel Hawthorne’s The Scarlet Letter konfrontiert uns mit einem historisch
erschütternden Beispiel für Stigmatisierung. In der Erzählung muss sich die Ehebrecherin
Hester Prynne ein scharlachrotes „A“ (wohl für „adultery“, Ehebruch) an die Brust heften
und damit ihre Sündhaftigkeit öffentlich sichtbar machen. Das Stigma verhält sie dazu, die
soziale Missbilligung, die ihr angeblich gebührt, zur Schau zu stellen und immer wieder
erneut auf sich zu ziehen. Der Buchstabe signalisiert – wie später der infame Judenstern –,
dass, wer ihn trägt, kein „member in good standing“ ist. Der Makel, kein gutes
Gemeinschaftsmitglied zu sein, ist allseits wahrnehmbar.

Aus der Sicht der Europäischen Union widerfuhr in Ungarn den sexuellen Minderheiten
(sei es hinsichtlich ihrer sexuellen Orientierung oder der Geschlechtsidentität) etwas
Ähnliches. Sie wurden nach Auffassung von Kommission und Gericht durch ein Gesetz
„stigmatisiert“ (und „marginalisiert“), das vorgab, Minderjährige vor der Verlockung zu
bewahren, von ihrem Geburtsgeschlecht oder ihrer naturwüchsigen Orientierung
abzuweichen. Der EuGH konstatierte, dass dieses Gesetz sexuellen Minderheiten ihre
Sichtbarkeit nahm, indem es Kindern den Zugang zu Informationen über Alternativen zur
altbackenen Heterosexualität oder zum Ausbruch ins Jenseits des Geburtsgeschlechts
versagte. In einem Zeitalter, in dem es um Sehen und Gesehenwerden geht, stigmatisiert

LGBTQ-Gesetz

Pride Parade in Pecs im vergangenen Herbst als Zeichen gegen die
mittlerweile abgewählte Regierung Orbán. AFP/Attila Kisbenedek
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offenkundig nicht nur der Zwang zum Tragen eines sichtbaren Zeichens, sondern auch die
verordnete Unsichtbarkeit.

Rechtsbruch auf drei Ebenen
Die Entscheidung differenziert klar zwischen drei Ebenen des Rechtsbruchs. Sie
identifiziert Verstöße gegen Sekundärrecht, Primärrecht und die in Artikel 2 EU-Vertrag
(EUV) genannten Grundwerte der Union. Die freistehende Addition dieser höchsten
Ebene war gewiss der – schon in der Stellungnahme der Generalanwältin Capeta
vorbereitete – „innovative“ Schritt.

Zum Autor
Alexander Somek ist Professor für Rechtsphilosophie an der rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität Wien.

Die Einwände Ungarns, dass das Primär- und das Sekundärrecht dazu dienen, die Werte
zu artikulieren und schützend zu realisieren, und daher der Befund, Ungarn habe über
unverhältnismäßige Grundrechtseingriffe hinausgehend auch gegen Grundwerte
verstoßen, normativ redundant sei, wurden mit großer Geste hinweggewischt. Die Werte
seien gerade wegen ihrer ausstrahlenden Manifestation in den niedrigeren
Rechtsschichten normativ erheblich. Wohl um dem naheliegenden Gegenargument zu
begegnen, dass diese Sicht dazu einlade, jegliche Europarechtswidrigkeit als Verletzung
des Grundwerts der Rechtsstaatlichkeit zu erachten, wurde mit der notorischen Freude
an der Rechtsfortbildung hinzugefügt, dass bloß „manifeste und besonders
schwerwiegende“ Verstöße gegen Grundwerte für die Anwendung von Art 2 EUV relevant
seien.

Mitgliedstaat wegen seiner Unangepasstheit
„suspekt“ geworden
Zur Begründung, warum Art 2 EUV auch ohne Kombination mit anderen Bestimmungen
des Vertrages als unmittelbar anwendbares Recht zu betrachten sei, wird unter anderem
auf Art 49 EUV, die Beitrittsbestimmung, verwiesen. Um „member in good standing“ zu
werden, müsse man sich den Werten anpassen. Der EuGH dürfte davon ausgehen, dass,
wer nach erfolgtem Beitritt in einen früheren Habitus zurückfällt („backsliding“ bzw
„regression“), sein Ansehen durch Selbstausgrenzung einbüßt. Es ist, als ob der
Mitgliedstaat ein Versprechen bräche. Angesichts eines schwerwiegenden Rechtsbruchs
müssen sich daher Zweifel an der für die Zugehörigkeit erforderlichen respektvollen Hal-
tung gegenüber der gemeinsamen Rechtsordnung regen. Der Staat wird verdächtig, der
Identifikation mit den gemeinsamen Werten zu ermangeln. Er ist zwar noch immer
Mitglied, ist aber wegen seiner Unangepasstheit „suspekt“ geworden, gerade so, als wäre
er ein stra&älliger Fremder oder Asylwerber, der als gefährlich gilt, weil er „unsere Werte“
nicht internalisiert hat.

An der Rechtslage in Ungarn ist nichts zu beschönigen. Sexuelle Minderheiten müssen
sich nicht behandeln lassen, als stelle ihre Existenz eine Gefahr für die Jugend dar. Die
Grundrechte dienen dem Schutz ihrer Ehre und ihrer Integrität. Was allerdings seltsam
anmutet, ist die Verdoppelung der normativen Einhegung des mitgliedstaatlichen Rechts
mit Blick auf die Grundwerte. Die Feststellung des Verstoßes gegen sie fungiert im
vorliegenden Fall als Schamsanktion. Das EuGH-Urteil ist Ungarns scharlachroter
Buchstabe.

Gegenteiliger Effekt denkbar
Der EuGH muss sich freilich die Frage gefallen lassen, ob der Moralismus, der in der
Begründung überquillt, nicht kurzsichtig und boshaft ist. Das moralische Urteil ist in
diesem Fall kurzsichtig und aus Emotion leicht borniert, weil es für bare Münze nimmt,
dass die ungarische Verbotsgesetzgebung Minderheiten sozial unsichtbar macht. Aber
könnte diese nicht auch den gegenteiligen Effekt haben und den lieben Kleinen den
Ausbruch aus der heterosexuellen Matrix noch einmal reizvoller erscheinen lassen, weil
sie von der Frucht eines verbotenen Wissens kosten müssten? Wie cool wäre das? Die
Gesetzgebung würde, so betrachtet, schon an mangelnder Geeignetheit zur
Zielerreichung scheitern. Die Moral ignoriert aber auch gern ihre eigene Bosheit. Denn
welcher Eindruck muss nach diesem Urteil unter konservativen Katholiken, Muslimen
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oder orthodoxen Juden entstehen, die vielleicht glauben, dass der Mensch seine
heterosexuelle Orientierung und das Geburtsgeschlecht „von Natur aus“ habe (und dass,
wer seine Natur verleugne, unglücklich werden müsse)? Haben solche Menschen sich nun
als Fremde in der Europäischen Union zu begreifen, bloß weil ihre reservierte Haltung
gegenüber dem sexuellen Pluralismus sie nicht an der Einheit der Grundwerte teilhaben
lässt? Werden sie nicht ähnlich suspekt wie der verdächtige Mitgliedstaat?

Auf einen Blick
Der EuGH hat am 21. April (Rs 59/26) entschieden, dass das ungarische LGBTQ-
Gesetz gegen die EU-Grundrechtecharta verstößt. Das „Kinderschutzgesetz“
verbietet Darstellungen von Homosexualität und Transgender gegenüber
Minderjährigen in allen Medien. Dagegen ging die EU-Kommission unterstützt
von mehreren Mitgliedstaaten vor. Dem Urteil zufolge hat Ungarn nicht bloß
unverhältnismäßig in Grundrechte eingegriffen, sondern zugleich Grundwerte
der EU verletzt.

Dass diese Rechtsprechung die Gefahr in sich birgt, dass Mitgliedstaaten in Hinkunft unter
Rekurs auf vage Werte allein diszipliniert werden, liegt auf der Hand. Was für eine
beeindruckende Demonstration von „self-empowerment“: alle Macht den Richtern! Die
moralisch unerbittliche Härte gegenüber dem „margin of appreciation“ und der
nationalen Identität (Art 4 Abs 2 EUV) der Mitgliedstaaten macht diesen europäischen
Liberalismus ohnedies bedenklich undemokratisch. Dieser Liberalismus agiert, als gäbe
es letzte Gewissheit bei Fragen, in denen in Demokratien die Meinungen traditionell
auseinandergehen. Deswegen steht auch zu befürchten, dass er nicht einmal liberal ist
und daher auch keine taugliche Handhabe gegen die illiberale Demokratie bietet.

„Tyrannei der Werte“
Liberale Gesellschaften zeichnen sich dadurch aus, dass sie den Ausschluss – auch auf
symbolischer Ebene – ausschließen, und bloß menschliches Verhalten dort unschädlich
machen, wo es Schaden stiftet oder stiften könnte. In liberalen Gesellschaften können
Nazis, Stalinisten, Rassisten, Satanisten und andere unangenehme Zeitgenossen leben,
solange sie sich an die Gesetze halten - zugegeben auch an solche, die ihre Meinungs- und
Versammlungsfreiheit einschränken. Und um Regierungen in ihre Schranken zu
verweisen, gibt es den Grundrechtsschutz. Wenn dieser funktioniert, ist genug getan, um
den Staat liberal sein zu lassen. Der Vergabe von „Haltungsnoten“ seitens der
berüchtigten „Tyrannei der Werte“ (Schmitt) bedarf es nicht.


